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Spielbankbesucher 

§ 25. (1) Der Besuch der Spielbank ist nur volljährigen Personen gestattet, die ihre Identität durch Vorlage 
eines amtlichen Lichtbildausweises nachgewiesen haben, der den Anforderungen des § 40 Abs. 1 BWG 
entspricht. Der Konzessionär hat die Identität des Besuchers und die Daten des amtlichen Lichtbildausweises, 
mit dem diese Identität nachgewiesen wurde, festzuhalten und diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren. 

(2) Die Spielbankleitung kann Personen ohne Angabe von Gründen vom Besuch der Spielbank 
ausschließen. Die Spielbankleitung hat ihre Mitarbeiter in Zusammenarbeit mit zumindest einer 
Spielerschutzeinrichtung im Umgang mit Spielsucht zu schulen. 

(3) Entsteht bei einem Staatsbürger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Staates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes die begründete Annahme, dass Häufigkeit und Intensität seiner Teilnahme am 
Spiel für den Zeitraum, in welchem er mit dieser Intensität und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum 
gefährden, hat die Spielbankleitung wie folgt vorzugehen: 

 1. Es sind Auskünfte bei einer unabhängigen Einrichtung einzuholen, die Bonitätsauskünfte erteilt 
(unabhängige Bonitätsauskünfte). 

 a) Wird durch diese Auskünfte die begründete Annahme, dass die fortgesetzte und unveränderte 
Teilnahme am Spiel das konkrete Existenzminimum dieses Spielers gefährdet, bestätigt, hat die 
Spielbank durch besonders geschulte Mitarbeiter mit dem Spielteilnehmer ein Beratungsgespräch zu 
führen, in welchem der Spielteilnehmer auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen 
Gefährdung des Existenzminimums hingewiesen wird und sind dem Spielteilnehmer Informationen 
über Beratungseinrichtungen anzubieten. 

 b) Nimmt der Spielteilnehmer trotz dieses Beratungsgespräches unverändert häufig und intensiv am 
Spiel teil oder verweigert er dieses Beratungsgespräch, ist die Spielbankleitung verpflichtet, ihm den 
Besuch der Spielbank dauernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der 
Besuche einzuschränken. 

 2. Ist die Einholung unabhängiger Bonitätsauskünfte nicht möglich oder sind diese nicht aussagekräftig, so 
hat die Spielbank 

 a) durch besonders geschulte Mitarbeiter mit dem Spielteilnehmer ein Beratungsgespräch zu führen, in 
welchem der Spielteilnehmer auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen Gefährdung 
des Existenzminimums hingewiesen wird und sind dem Spielteilnehmer Informationen über 
Beratungseinrichtungen anzubieten. 

 b) Im Anschluss daran ist der Spielteilnehmer zu befragen, ob seine Einkommens- und 
Vermögenssituation derart ist, dass durch seine Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum 
gefährdet ist. 

 c) Wird durch das Beratungsgespräch und die Befragung des Spielteilnehmers über eine allfällige 
Gefährdung seines Existenzminimums die begründete Annahme bestätigt, dass die fortgesetzte und 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

nach Häufigkeit und Intensität unveränderte Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum 
gefährden würde, oder verweigert der Spielteilnehmer das Beratungsgespräch oder die Auskunft, ob 
eine Gefährdung seines Existenzminimums vorliegt, ist die Spielbankleitung verpflichtet, ihm den 
Besuch der Spielbank dauernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der 
Besuche einzuschränken. 

Eine über die Einholung der unabhängigen Bonitätsauskünfte, das Beratungsgespräch oder die Befragung 
des Spielteilnehmers hinausgehende Überprüfungs- und Nachforschungspflicht der Spielbankleitung 
besteht nicht. 

Verletzt die Spielbankleitung die nach Z 1 und 2 vorgeschriebenen Pflichten und beeinträchtigt der 
Spielteilnehmer durch die deshalb unveränderte Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum, 
haftet die Spielbankleitung für die dadurch während der unveränderten Teilnahme am Spiel eintretenden 
Verluste. Die Haftung der Spielbankleitung ist der Höhe nach mit der Differenz zwischen dem nach 
Verlusten das Existenzminimum unterschreitenden Nettoeinkommen des Spielers unter Berücksichtigung 
seines liquidierbaren Vermögens einerseits und dem Existenzminimum andererseits abschließend 
beschränkt; höchstens beträgt der Ersatz das konkrete Existenzminimum. Das Existenzminimum ist nach 
der Exekutionsordnung in der jeweils geltenden Fassung (allgemeiner monatlicher Grundbetrag) zu 
ermitteln. 

Die Haftung ist innerhalb von drei Jahren nach dem jeweiligen Verlust gerichtlich geltend zu machen. Die 
Spielbankleitung haftet nicht, sofern der Spielteilnehmer bei seiner Befragung nicht offensichtlich 
unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder wenn ihr bei der Erfüllung ihrer Pflichten nur leichte 
Fahrlässigkeit vorwerfbar ist. 

Dieser Absatz regelt abschließend alle Ansprüche des Spielteilnehmers gegen die Spielbankleitung im 
Zusammenhang mit der Gültigkeit des Spielvertrages oder mit Verlusten aus dem Spiel. 

(4) Den Spielbankbesuchern ist das Mitführen technischer Hilfsmittel, die geeignet sind, sich oder anderen 
einen Spielvorteil zu verschaffen, nicht gestattet. 

(5) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, daß eine Person technische Hilfsmittel im Sinne des 
Abs. 4 mit sich führt, so hat die Spielbankleitung diese vom Besuch der Spielbank auszuschließen. 

(6) Der Konzessionär hat jeder Tätigkeit und jeder Transaktion besondere Aufmerksamkeit zu widmen und 
schriftlich festzuhalten, deren Art seines Erachtens besonders nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnte. Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur 
Annahme, 

 1. dass eine Transaktion des Besuchers in der Spielbank der Geldwäscherei dient, oder 

 2. dass der Besucher der Spielbank einer terroristischen Vereinigung gemäß § 278b StGB angehört oder 
eine Transaktion des Besuchers in der Spielbank der Terrorismusfinanzierung gemäß § 278d StGB 
dient, 

so hat der Konzessionär unverzüglich die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) in Kenntnis zu setzen. In diesen Fällen dürfen laufende Transaktionen bis zur 
Entscheidung der Behörde nicht abgewickelt werden. § 41 Abs. 1 bis 4, 7 und 8 BWG sind sinngemäß auf den 
Konzessionär nach Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG für Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. 

(7) Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass der Besucher der Spielbank 
nicht auf eigene Rechnung handelt, so hat der Konzessionär den Besucher aufzufordern, die Identität des 
Treugebers mit den gemäß § 40 Abs. 2 BWG erforderlichen Mitteln nachzuweisen. Wird dieser Aufforderung 
nicht nachgekommen oder ist der Identitätsnachweis ungenügend, so ist der Besuch der Spielbank zu versagen 
und die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) 
in Kenntnis zu setzen. 

(8) Ergibt sich bei einer zur Überwachung oder Beaufsichtigung der Spielbanken zuständigen Behörde der 
Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass eine Transaktion der Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung dient, so hat sie die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des 
Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) hievon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 


